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Ihre GZ/vom 

Betrifft: Entwurf eines Bundespflegegeldgesetzes; 
Entwurf einer Verordnung über die näheren 
Bestimmungen für die Beurteilung der Pflegebedürftigkeit 
nach dem Bundespflegegeldgesetz; 
Entwurf einer Vereinbarung gem. Art. 15a B-VG über 
gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für 
pflegebedürftige Personen; 
Begutachtung 

Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

übermittelt in der Beilage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme 

zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf. 

29. Juli 1992 

Für den Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

\ttW~ 

GAUGG 
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* BUNDES MINISTERIUM 

für Gesundheit, Sport und Konsumemtenschutz 

A-I031 WieD. iRadetzkystraße 2 
Telefon: 0222711158 
Teletex: 322 15 .-:64 BMGSK 
DVR: 0649856 

• 

GZ 114.109/12-I/D/14/a/92 

Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 
1010 Wien 

Sachbearbeiter 
SEMP 

Klappe/DW 
4113 

Ihre :üZ/vom 

Betrifft: Entwurf eines Bundespf1egegeldgesetzes; 
Entwurf einer Verordnung über die näheren 
Bestimmongen für die Beurteilung der PflegebeO±ürftigkeit 
nach dem Bundespflegegeldgesetz; 
Entwurf einer Vereinbarung gern. Art. 15a B-VG über 
gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für 
pflegebedürftige Personen; 
Begutactltung 

Das Bundesministe=ium für Gesundheit, Sport und Kons~rn~enschutz 

nimmt zu dem mit Schreiben vom 26. Mai 1992, Zl. 44.17C,,41-9/1992, 

übermittelten im 3etreff genannten Entwürfen wie folgt ~tellung: 

Die Neuordnung de= Pflegevorsorge wird als eines der ~~nglichen 

sozial- aber auch gesundheitspolitischen Anliegen in d~ Gegenwart 

erachtet. 

Die in Rede stehenden Legislativvorhaben werden daher aUlsdrücklich 

begrüßt und stell.eIl wesentliche Bei träge zur Verbesser..:.mg der 

gesundheitlichen 7ersorgung dar. Die zur Begutachtung 7eersandten 

Entwürfe werden - wie in den Erläuterungen ausgeführt - als 

Schritte in die F~chtung des notwendigen Aufbaus alter7~tiver 
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Strukturen zur Spitalsversorgung gesehen. Dadurch soller- nicht nur 

Verbesserungen im ökonomischen Bereich, sondern vor all.emn - und 

darauf ist Wert zu legen - auch auf humanitärer Ebene ~ielt 

werden können. 

Begrüßt werden die Legislativvorhaben auch aufgrund der ~atsache, 

daß derzeit der Bezug von Pflege- und Hilflosengeldern ?aJn der 

Anspruchsvorausse~zung und der Geldhöhe her unterschiedLich gere­

gelt ist. 

Die ausschließlich auf den Pflegebedarf abgestellten ~lei­

stungen sollen den pflegebedürftigen Menschen eine ech~ Wahl­

möglichkeit zwisc.~ Betreuung und Hilfe in häuslicher ~lege und 

stationärer Pflege bieten. Dadurch soll die auch aus sc~­

almedizinischer Sicht gebotene Forderung erfüllt werden. daß Men­

schen möglichst lange in ihrer gewohnten Umgebung verb~ben kön­

nen. 

Leistungen der Sczialversicherung im Sinne einer vers~keten 

Rehabilitation al~er Menschen sollen gewährleisten, daS pfle­

gebedürftige Menschen nicht "gewartet" werden - zurech:: wurde von 

dieser Ausdrucksweise abstand genommen - sondern durch ~weckent­

sprechende Mobilisierung und Rehabilitation in die Lage versetzt 

werden, möglichst lange ein weitgehend selbstbestimmtes Leben 

führen zu können. 

Zu unterstreichen ist auch die Intention, wonach die ~er ver­

pflichtet werden, einen entsprechenden Mindeststandard ~ ambulan­

ten, teilstationä=en und stationären Diensten für pfleqeebedürftige 

Personen anbieten zu müssen oder Organisationen zu fi~ieren, 

die diese Leistungen erbringen. Weiters wird begrüßt, ~ß die 

angebotenen ambulanten und stationären Dienste von den ~ändern 

miteinander zu vernetzen sind und daß eine entsprech~ Informa­

tion und Beratung für die in Betracht kommenden hilfsbeojürftigen 

Menschen sichergestellt werden muß. 
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Die Schaffung von entsprechenden Qualitätsstandards sOWClhl für die 

ambulante als auch für die stationäre (u.a. Pflegeheime) bzw. 

teilstationäre Be~euung wird als notwendig erachtet. 

Ausdrücklich bef~~ortet wird im Zusammenhang mit der LBngfri­

stigen Umsetzung der Mindeststandards die Verpflichtung ner Län­

der, Bedarfs- und Entwicklungspläne für die Realisie~ der Min­

deststandards zu erstellen und innerhalb bestimmter v~nbarter 

Erfüllungszeitpuri«te auch umzusetze. 

Schließlich wird auch die Zielsetzung ausdrücklich hervangehoben 

und begrüßt, wonach für eine sozialversicherungsrechtl~ Absi­

cherung der Pflegepersonen gesorgt werden muß, da Pfl~rsonen 

in der Regel eben im Hinblick auf ihre Pflegeleistungen auf eine 

Erwerbstätigkeit ~d damit auf eine eigenständige Alte-~icherung 

verzichten bzw. hiebei ansonsten entsprechende Nachtei~~ erleiden 

würden. 

Abschließend wird festgehalten, daß die vorgesehenen f~~ziellen 

Maßnahmen als er~er Schritt zur besseren Versorgung pf~egebedürf­

tiger Personen angesehen werden, wobei davon ausgeganga~. wird, daß 

nach Maßgabe der =inanziellen Möglichkeiten in Zukunft nuf eine 

den Bedürfnissen ~er Behinderten noch besser angepaßta~ Regelung 

hingewirkt werden wird. 

Z-JM ENTWURF DES BPGG IM EINZELNEN: 

Ad § 1: 

Es wird davon ausgegangen, daß von dieser Bestimmung, 

insbesondere von ~er Wendung "notwendige Betreuung und :Bilfe" auch 

Maßnahmen der ext=amuralen Versorgung psychisch Kranker und Behin­

derter, vor allem auch in häuslicher Pflege oder in al~rnativen 

Versorgungseinri~~tungen (wie z.B. Tageskliniken, BehL~ertenwerk­

stätten, Wohnheimen für psychisch Kranke, etc.) abgedecx~t werden. 
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Ad § 4: 

Die Formulierung 

" aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychj sehen Be-

hinderung ••• " 

würde jene Personengruppen ausschließen, die medizini~~_ 

gesehen nicht behindert, sondern krank sind, wegen irrevlersibler 

Schäden aber nich~ krank im Sinn des ASVG sind. Diese ~sonen 

würden dann weder Leistungen nach dem ASVG bzw. der v~eichbaren 

Sozialgesetze, noch nach dem BPGG erhalten. Es sollte aLme weitere 

Formulierung gewählt werden, die diese Konsequenz vennendet. 

Abgesehen davon sind nur die Begriffe "körperliche Behjmderung" 

und "geistige Behinderung" klar definiert und eindeutig. Jedoch 

ist der Begriff "psychische Behinderung" nicht eindeut:'g::- defi­

niert. Die Abgrenzung zwischen einer chronisch verlaufemrlen psy­

chischen Erkrankung und einer psychischen Behinderung ~ nur 

willkürlich mögli=h. In ihrer Auswirkung ist aber eine =nronisch 

verlaufende psycr.ische Erkrankung gleich einer Behinder~g zu 

beurteilen, zumal alle Betreuungsmaßnahmen, auch die dw=ch das 

Bundespflegegeldgesetz neu geschaffenen, für derartige -,Tierlaufs­

formen psychischer Erkrankungen notwendig sind. Es müßt= deshalb 

klargestellt sein~ daß der Begriff "psychische Behinder~g" mit 

den in der Fachli~eratur verwendeten Begriff der chro~chen psy­

chischen Krankhei~ ident ist und auch die Begriffsinh~=e 

"Defektheilung" oder "Restzustand" umfaßt. 

Betreuungs- und auch Hilfsmaßnahmen für pSYChische B~~erungen 

(bzw. chronisch-psychisch Kranke) sind nicht dem übli~~ Wortsinn 

einer "Pflege" zuzuordnen. Betroffene sind deshalb aue.": nicht 

"pflegebedürftig", sondern brauchen Hilfe und Unterstü::=ung, um 

jene Defizite, di-e durch die psychische Erkrankung bed=--r...gt sind, 

im Rahmen der all-~emeinen Lebensführung mit fremder Hi:.::fe ausglei­

chen zu können. C2ese Defizite treten im Bereich Wohnen. Arbeit 

und Freizeit auf. Entsprechende Unterstützungen sind de$halb für 

alle drei Bereicr~ notwendig. 
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Die Höhe des Pflegegeldes nach 7 Stufen der Behinderung .-:zu bemes­

sen, wird prinzipiell begrüßt. Für die Einstufung von ~erbehin­

derten und Sinnesbehinderten in diese Stufen wird es w~schein­

lieh auch keine größeren Schwierigkeiten geben, entspr~nde 

Einstufungskriter~en durch Verordnung festzulegen. Prob~e sind 

jedoch bei der Einstufung von geistig Behinderten und ~_ noch 

größerem Maße bei psychisch Behinderten zu erwarten. ~ Betreu­

ungserfordernisse können nämlich nicht mit einem zeitlic=hen Maß­

stab bemessen werden. Die Betreuungserfordernisse von gedstig und 

insbesondere psy~sch Behinderten sollten daher eher ruBCh der 

Beschreibung der =ür sie notwendigen Einrichtungen, Dier~tleistun­

gen und sonstigen Betreuungsangeboten definiert werden. 

Weiters wird im Zusammenhang mit der in Aussicht geno~en Stu­

fenregelung der HOhe des Pflegegeldes nach dem zeitlicruen Betreu­

ungserfordernis a...-"lgeregt, den Begriff "ständig" - wie i..,.~ den Er­

läuterungen auch ausgeführt - bereits im Gesetzestext ~ißver­

ständlich zu defi-~eren. 

Ad § 11: 

In Absatz 2 sollte darauf Bedacht genommen werden, daß ~uch Emp­

fänger von Dauerleistungen nach dem Impfschadengesetz aurl Kosten 

des Bundes in eir~ Pflegeheim versorgt werden können. 

Ad § 19: 

Für den Bereich Cer psychisch Behinderten wird in der ~gel die 

geeignete Form vcn Pflegegeldleistung durch Sachleis~, und zwar 

in Form von diversen extramuralen bzw. komplementären Duenstleis­

tungen, angebrach~ sein. 

Ad §§ 30 und 31: 

Jemand, der einer. Rechtsanspruch auf Pflegegeld hat, hac ohnehin 

ein ureigenes Interesse, um in den Genuß desselben zu ~~en. 

Daher sollte die ~1bermittlung von ärztlichen Befunden un:d Sachver-
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ständigengutachten sowie Aufzeichnungen von öffentlichen_ und pri­

vaten Krankenanstal ten - wie im § 30 und 31 Abs. 1 des mntwurfes 

vorgesehen - nur Dit Zustimmung des Pflegegeldwerbers ~lich 

sein. Im Falle der Verweigerung der Zustimmung hätte er Eben ent­

sprechende Konsequenzen - und zwar Nichtzuerkennung eirues Pflege­

geldanspruches - zu tragen. Es sollte deshalb die automaitische 

Übermittlung von gesundheits-

bezogenen Daten durch die Zustimmung des Betroffenen ~tzt wer­

den (wie auch in anderen Rechtsbereichen durchaus übli~~_). 

Das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsummnxenschutz 

verkennt nicht, daß der im Vorbegutachtungsverfahren ~ Zusammen­

hang mit der ärztlichen Verschwiegenheitspflicht geäu~en Kritik 

teilweise Rechnung getragen wurde. Ungeachtet dessen i~ aber die 

vorliegende Formulierung des Abs. 2 zu weitgehend, weil das Ver­

trauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten auch in ~kenan­

stalten besteht. 

Dem Vertrauensve~ältnis zwischen Patient und Arzt komme entschei­

dende Bedeutung ~J, sodaß allfällige Ausnahmen allein ~s ultima 

ratio in Betracht kommen können. Im gegebenen Zusammenbßang kann 

jedoch keine Rede davon sein, daß die Lösung des Probl~ allein 

durch eine Durchbrechung der ärztlichen Verschwiegenh~= erzielt 

werden könnte. 

Die im vorgeschlagenen Gesetzestext genannte Mitwirk~flicht 

trifft jedenfalls die Partei bzw. den gesetzlichen Ver==eter. 

Kommt die Partei ~hrer Mitwirkungspflicht nicht nach, sC) hat die 

Behörde ("Entsche.idungsträger") auf Grund der Aktenlage zu ent­

scheiden, wie z.E. beantragte Leistungen mangels Mitwi~{tung der 

Partei nicht zuzuerkennen. 

Es besteht daher keine Notwendigkeit, von dem tragenden Grundsatz 

der ärztlichen Verschwiegenheit im gegebenen Zusammenr~g eine 

Ausnahme vorzuser~n. 

Diesbezüglich wi~ auf die bereits in der Stellungnahme des Ge­

sundheitsressorts vom 8. Oktober 1991, 
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GZ 114.109/2-I/D/14a/91, zum Versorgungsrechtsänderungsg:esetz 

getroffenen grundsätzlichen Aussagen über die Wahrung der ärztli­

chen Verschwiegenbeitspflicht hingewiesen. 

Zu den Er1äuterungen (Besonderer Teil) des B~;: 

Ad Art. I § 4 (8 16): 

Zur Formulierung ~ 1. Absatz, letzter Halbsatz 

"bei psychischen Behinderungen ist Voraussetzung, daP E!l.IJl psycho­

tischer Restzustand ••••• andauert" 

ist aus fachlicher Sicht folgendes anzumerken: Der BegL~f psycho­

tischer Restzust~ (Synonima sind Defektzustand oder ruesidualzu­

stand) wird in der psychiatrischen Terminologie 

dafür verwendet, jene Zustandsbilder zu bezeichnen, ~ denen es 

als Folge einer ~<uten schizophrenen Erkrankung nicht r~ voll­

ständigen Heilung, sondern zur Ausbildung eines soge~en Defek­

tes kommt. Als ps-~chisch behindert im gegenständlichen ~setzes­

entwurf sollten aber darüber hinausgehend alle jene lär~r andau­

ernden Folgezustä-Jde psychischer Erkrankungen gelten, ~e eine 

Hilfe, Unterstütr~g und Betreuungsbedürftigkeit in ver3Schiedenen 

Lebensbereichen ~r einen längeren Zeitraum notwendig ~chen. 

Der Begriff "psyctlotischer Restzustand" darf also nich-:: gleich wie 

jener in der psy~~atrischer Literatur, wo er nur für ~stzustände 

nach schizophrenen Erkrankungen verwendet wird, angewer~et werden. 

Zu Art. I, §§ 11 ~d 12, 4. Absatz: 

Gerade zur Verbesserung der Betreuung psychisch Behinder ter sind 

eigene Einrichtur~en (komplementäre Dienste) notwendig, um - ent­

sprechend Art unä Grad der Behinderungen - defizitger~hte Hilfe 

leisten zu können_ Derartige Institutionen entsprechen :lucht Pfle­

geheimen im bisherigen Sinn, sondern bieten ein differ~iertes 

Angebot von Hilfs- und Betreuungsmöglichkeiten an, deren: wesentli-
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ches Merkmal die Strukturierung der Lebensumstände von ~beitsun­

terstützung über Freizeitgestaltung bis zur Hilfe beim WIDhnen 

darstellt. Zur FLoanzierung der Einrichtungen in Form ~ Kosten­

beiträgen sollte durchaus das Pflegegeld herangezogen weerden dür­

fen. 

Zu Art. I, § 17: 

Bei geistig und psychisch Behinderten ist die Geschäfts~ähigkeit 

sehr oft beeinträchtigt oder überhaupt nicht gegeben. Diuaser Um­

stand sollte auch bei den Erläuterungen angeführt werder •. 

Zum Verordnungsen~f über die näheren Bestimmungen ~ die Beur­

teilung der Pflegebedürftigkeit nach dem BundespflegegaUdgesetz ( 

§ 4 Abs. 5 ): 

Ad § 2 Abs. 2: 

Die demonstrative Aufzählung der Verrichtungen sollte ncch ergänzt 

werden durch "Str.lkturierung des Tagesablaufes". 

Ad § 2 Abs. 3: 

Bei der taxativen Aufzählung der Richtwerte sollte ein ~itwert 

von 3 mal 30 Minu~en zur Motivationsarbeit vorgesehen wearden, um 

vor allem psychisch Behinderte (aber auch fallweise ge~tig Behin­

derte) zu veranlassen aufzustehen, ihren Körper zu pfl~en, Nah­

rung einzunehmen ".lSW. Die derzeitige Formulierung stel:::: auf 

(mechanische) Ver=ichtungen ab, das Betreuungsbedürfnis psychisch 

Behinderter liegt aber eher in der Anregung bzw. Motiva~ion. 
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Ad § 4: 

Hier sollte neben den Worten Anleitung und Aufsicht auc~~ noch die 

Passage "Hilfe für Integration" eingeführt werden. 

Zum Entwurf einer Vereinbarung gem. Art. 1Sa B-VG über gJeIIleinsame 

Mapnahmen des BuDdes und der Länder für pflegebedürftige Personen: 

Ad Art. 13: 

Elementare Voraussetzung für die Sicherung der Pflege wnd Betreu­

ung Pflegebedürftiger ist das Vorhandensein von qualifi-jertem 

Personal in ausreichendem Ausmaß. Es wird daher beson~s begrüßt, 

daß Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten dieses Perso~ geför­

dert und sichergestellt werden sollen. Dasselbe gilt füc die hier 

angeführte Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der .~fstiegs­

möglichkeiten sowie für die Vereinbarkeit von Pflegeber~ und 

Familie und die berufliche Wiedereingliederung. AllerdL~s wird 

vorgeschlagen, ni.:::ht den Ausdruck "Pflegekräfte", sonder:n die 

Bezeichnung des E,~desgesetzes betreffend die Regelung nas Kran­

kenpflegefachdienstes, der medizinisch-technischen DieruBte und der 

Sanitätshilfsdienste, BGBI.Nr. 102/1961 i.d.g.F., und r~r 

"Dipl. Krankenpfl.egepersonen" sowie "PflegehelferInnen " 

zu verwenden. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präs~um des 

Nationalrates üb~-mittelt. 

Für die Richtigk~t 
der Ausfertigung: 

'lI0M~W1JvvJJ;\ 

29. Juli 1992 

Für den Bundesminister: 

GAUGG 
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